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Methodenbewertung 

Fettabsaugung bei Lipödem: G-BA prüft Ope-
rationsverfahren auf Nutzen und Risiken 
Berlin, 22. Mai 2014 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat 
am Donnerstag in Berlin das Beratungsverfahren zur operativen Be-
handlung des Lipödems mittels Fettabsaugung (Liposuktion) eingeleitet 
und damit einen Antrag der Patientenvertretung angenommen. Das Er-
gebnis der nun beginnenden Nutzenbewertung entscheidet darüber, ob 
die Operation künftig ambulant und stationär zulasten der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) angewendet werden kann, teilte der G-BA 
mit. 

Das Lipödem ist eine chronische fortschreitende Krankheit, von der fast 
ausschließlich Frauen betroffen sind. Gekennzeichnet ist das Lipödem, 
das umgangssprachlich auch als Reiterhosensyndrom bezeichnet wird, 
von einer Häufung krankhaft veränderten Fettgewebes, hauptsächlich 
an Hüften und Oberschenkeln. Da die Ursache der Erkrankung bisher 
unbekannt ist, zielt die in der Regel lebenslang anzuwendende konser-
vative Therapie wie Lymphdrainage, Kompression oder Bewegungsthe-
rapie auf eine Linderung der Beschwerden ab. Die Fettvermehrung kann 
dadurch jedoch nicht beeinflusst werden. Die Liposuktion ist ein chirurgi-
scher Eingriff, bei dem Fettzellen unter der Haut mit Hilfe von Kanülen 
abgesaugt werden. 

„Die Bewertung, die der G-BA auf Grundlage der aktuellen wissenschaft-
lichen Datenlage durchführt, wird zur Klärung beitragen, ob es Nutzen-
belege für diese Methode gibt und ob Risiken mit einer Liposuktion ein-
hergehen können. Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf den zum 
Teil erheblichen Leidensdruck der Betroffenen begrüßen wir den Antrag 
der Patientenvertretung ausdrücklich“, sagte Dr. Harald Deisler, unpar-
teiisches Mitglied im G-BA und Vorsitzender des Unterausschusses Me-
thodenbewertung. 

Der G-BA ist vom Gesetzgeber beauftragt zu entscheiden, welchen An-
spruch gesetzlich Krankenversicherte auf medizinische oder medizi-
nisch-technische Untersuchungs- und Behandlungsmethoden haben. Im 
Rahmen eines strukturierten Bewertungsverfahrens überprüft der G-BA 
deshalb, ob Methoden oder Leistungen für eine ausreichende, zweck-
mäßige und wirtschaftliche Versorgung der Versicherten unter Berück-
sichtigung des allgemein anerkannten Standes der medizinischen Er-
kenntnisse in der vertragsärztlichen und/oder stationären Versorgung 
erforderlich sind. 

Der Beschlusstext und eine Erläuterung werden in Kürze auf folgender 
Seite im Internet veröffentlicht: 

https://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-unterausschuss/5/ 

https://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-unterausschuss/5/
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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